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Beschluss 
des Bundesrates 

Entschließung des Bundesrates „Auskömmliche Finanzierung 
der Jobcenter mit Eingliederungs- und Verwaltungsbudget im 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sicherstellen“ 

Der Bundesrat hat in seiner 1036. Sitzung am 29. September 2023 die aus der Anla-

ge ersichtliche Entschließung gefasst. 
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Entschließung des Bundesrates „Auskömmliche Finanzierung 
der Jobcenter mit Eingliederungs- und Verwaltungsbudget im 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) sicherstellen“ 

1. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, für die kommenden Jahre, ins-

besondere mit Blick auf das Haushaltsjahr 2024 eine auskömmliche Mittelaus-

stattung für die Jobcenter im Eingliederungsbudget, einschließlich Verpflich-

tungsermächtigungen, im Verwaltungskostenbudget sowie an Mitteln für die 

berufsbezogene Deutschsprachförderung durch den Bund sicherzustellen und 

dies auch in zukünftigen Haushaltsplänen abzubilden. 

2. Der Bundesrat unterstreicht, dass unzureichende Haushaltsansätze verhindern, 

dass die Jobcenter perspektivisch die notwendigen Förderungen für eine erfolg-

reiche Integrationsarbeit sicherstellen können. Die Vorhaben der Bundesregie-

rung zur Reform des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) werden durch 

nur gleichbleibende (oder durch Umschichtung sogar sinkende) Eingliede-

rungsmittel in ihrem Ansatz konterkariert, zu besseren und nachhaltigeren In-

tegrationsergebnissen gelangen zu können. 

3. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass der soziale Arbeitsmarkt nach übereinstim-

mender Einschätzung aller wesentlichen Akteure ein erfolgreiches Instrument 

ist, um Langzeitarbeitslose in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu 

bringen. Hierfür ist eine angemessene Ausstattung der Jobcenter mit den ent-

sprechenden Eingliederungsmitteln notwendig. 
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4. Der Bundesrat macht darauf aufmerksam, dass die Jobcenter aus eigener Kraft 

kaum Möglichkeiten haben, höhere Eingliederungsmittel zu generieren. Die ei-

genverantwortliche Festlegung des Mitteleinsatzes je nach örtlicher Strategie im 

Rahmen des Gesamtbudgets kann unter den gegenwärtigen Bedingungen kaum 

erfolgen. Zwar bestehen grundsätzlich Umschichtungsmöglichkeiten zwischen 

Verwaltungskosten und Eingliederungstitel. In den vergangenen Jahren haben 

die Jobcenter aber bereits häufig eher vom Eingliederungsbudget in den Ver-

waltungskostentitel umgeschichtet, um ihre laufenden Personal- und Verwal-

tungskosten zu decken. Die Einschränkungen der Arbeit im Integrationsbereich 

muss verhindert werden.  

5. Der Bundesrat stellt fest, dass die finanzielle Ausstattung der Jobcenter in den 

vergangenen Jahren entgegen der Darstellung der Bundesregierung nicht stän-

dig verbessert worden ist. Vielmehr wurden den Jobcentern bereits für 2022 re-

duzierte Mittel für Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten durch den 

Bund zugewiesen. Bereits im Jahr 2022 mussten die Jobcenter eine Reduzie-

rung der Eingliederungsmittel durch den Bund verkraften. 

6. Die Bundesregierung plant, Menschen unter 25 Jahren im Bürgergeldbezug ab 

2025 vermittlerisch nicht mehr von den Jobcentern, sondern von den Agenturen 

für Arbeit betreuen zu lassen. Damit soll der Bundeshauthalt um rund 900 Mil-

lionen Euro entlastet werden. Demgegenüber stehen jedoch Mehrausgaben im 

Bereich der Arbeitslosenversicherung von rund einer Milliarde Euro, die aus 

Beitragsmitteln der Arbeitslosenversicherung finanziert werden sollen. Die 

Bundesregierung wird aufgefordert, von diesen Plänen Abstand zu nehmen. Die 

jahrelange erfolgreiche Arbeit bei der ganzheitlichen Betreuung von arbeitslo-

sen Jugendlichen und ihren Familien und das hohe Niveau der Betreuung und 

Beratung der jungen Menschen in den Jobcentern muss erhalten bleiben. Der 

Bundesrat verweist daher auf den Beschluss der Arbeits- und Sozialminister-

konferenz zu den Mittelkürzungen im SGB II sowie zur Betreuung von Men-

schen unter 25 Jahren in den Jobcentern. 
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7. Der Bundesrat weist zudem darauf hin, dass die vorgesehene Kürzung bei der 

Finanzierung der berufsbezogenen Deutschsprachförderung von 450 Millionen 

Euro in 2022 auf 310 Millionen Euro in 2023 in einer Zeit erfolgt, in der die 

Jobcenter durch den vollzogenen Rechtskreiswechsel der ukrainischen Kriegs-

geflüchteten in das SGB II sowie durch den aktuell wieder verstärkten Zuzug 

von Geflüchteten auch aus weiteren Staaten in besonderem Maße belastet sind. 

Gerade in diesem Zusammenhang ist die Kürzung der Mittel für die berufsbe-

zogene Deutschsprachförderung durch das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge aus Sicht des Bundesrates nicht zu rechtfertigen. 


